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Abstract: This article conceptualizes the notion of a „global security culture“. It highlights the process character of a global culture 
as well as the importance of state practices both legally and in discursive terms. It then investigates into whether the Responsibility 
to Protect (R2P) could be an indicator for a global security culture. It does so by tracing its emergence and analyzing cases where 
the R2P has been invoked by at least some actors: Darfur, Myanmar, Georgia, Kenya, Somalia, and Zimbabwe. It finds that the R2P 
contains elements that point to a global security culture in the making.
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1.	Einleitung

Globale Sicherheit bezeichnet in einem engeren 
Sinne sicherheitspolitische Phänomene, die in 
einer post-westfälischen Tradition nicht mehr nur 

staatszentrierte Sicherheit, sondern eine weltweit direkt an 
individuellen Bedürfnissen orientierte Sicherheit in den Blick 
nehmen (Daase 2010: 14/15). Gleichwohl wird der Begriff in der 
Literatur schon seit langer Zeit mit einer gewissen Unschärfe 
verwendet: Er beschreibt verschiedene Politikfelder, die in 
internationalen Organisationen und Institutionen verhandelt 
und durch diese überwacht werden (siehe bspw. die Beiträge in 
Price/Zacher 2004), ist zugleich Sammelbegriff für verschiedene 
internationale, aber immer noch staatenzentrierte Ordnungen 
von Sicherheitspolitik (siehe stellvertretend Buzan 1991) oder 
aber er wird als eine Zustandsbeschreibung und Zielvorstellung 
für ein internationales System verwendet, das Sicherheit 
garantiert (vgl. Tickner 1992).� Die spezifisch globale Qualität 
der Sicherheit ist dabei aus dem Blick geraten. 

Dieser Beitrag spürt dem Begriff einer globalen Sicherheitskul­
tur nach und entwickelt erste Kriterien zu deren analytischer 
Handhabung. Er unternimmt exemplarisch eine Analyse der 
Entstehung und der Umsetzungspraxis der “Responsibility to 
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Protect” (R2P). Die R2P eignet sich gerade deshalb als Beispiel 
für diese Untersuchung, da sie vielfach mit dem Anspruch 
verbunden wird, das Verhältnis von staatlicher Souveränität 
(Nichteinmischung) und humanitärem, am Individuum aus­
gerichtetem internationalen Eingreifen in staatliche Hoheits­
gebiete – und mithin die Rolle des Staates in der globalen Politik 
– neu zu justieren. Ist die R2P zumindest in Teilen ein Element 
einer entstehenden globalen Sicherheitskultur, die die Schutz­
verantwortung einzelner Staaten, aber auch der internationa­
len Gemeinschaft gegenüber Individuen und Gruppen betont? 
Illustrierend soll hier auf die R2P-relevanten Diskussionen im 
Zuge der Krise in Darfur als Interventionsfall und einer Gruppe 
von Fällen, in denen nicht interveniert wurde (Myanmar, Ge­
orgien, Simbabwe, Kenia und Somalia), eingegangen werden. 
Auf den aktuellen Fall der Intervention in Libyen wird in den 
Schlussbetrachtungen Bezug genommen. Der Beitrag beginnt 
zuvor jedoch mit einer begrifflichen Annährung an „globale 
Sicherheitskultur“.

2.	Globale Sicherheitskultur

Kultur bezeichnet, in Anlehnung den offenen Kulturbegriff 
von Reckwitz (2004: 3), „symbolische Ordnungen, kulturelle 
Codes und Sinnhorizonte […], die in unterschiedlichsten 
menschlichen Praktiken […] zum Ausdruck kommen und diese 
ermöglichen“. Dieser praxis-orientierte Kulturbegriff (siehe 
auch Wedeen 2002) bezieht sich gleichermaßen auf eine ge­
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teilte Moralvorstellung (normativer Kulturbegriff) und ein 
handlungskonstitutives Sinn- und Entscheidungssystem (be­
deutungs- und wissensorientierter Kulturbegriff),� die sich im 
Falle von nationaler Kultur an nationalen Grenzen orientieren 
und im Falle von globaler Kultur über den nationalen Rahmen 
hinaus von weltweiter Geltung sind.

Würde man sich dem Begriff einer globalen Kultur mit den Be­
wertungskriterien nähern, die primär im nationalstaatlichen 
Rahmen mit einer relativ hohen kulturellen Homogenität und 
Integration angewandt wurden, wäre es unmöglich, eine ähn­
lich integrierte globale Kultur zu identifizieren. Smith verwen­
det daher eher den Plural global cultures, da geteilte und ver­
bindende historische Erfahrungen auf globaler Ebene bislang 
nicht existierten und eben jene Erfahrungen neben gelebten 
Kontinuitäten die Basis einer jeden kollektiven Identität und 
damit Kultur bildeten (Smith 1990). Featherstone (1990: 1) ver­
wahrt sich aber aus diesem Grund gegen die in seinen Augen 
statische, bipolare Herangehensweise und schlägt stattdessen 
vor, sich Kultur in ihrem Prozesscharakter vorzustellen und 
kulturellen Integrations- und Desintegrationsprozessen auf 
verschiedenen sozialen Ebenen eine wesentlich höhere Auf­
merksamkeit zu schenken. Gradationen globaler Kultur sind 
daher möglich. Der Sammelbegriff der Globalisierung ist in 
dieser Hinsicht als Ausdruck von Integrationsprozessen hin zu 
einer globalen Kultur zu verstehen (vgl. Robertson 1992).

Gibt es nun auch eine Globalisierung von Sicherheitskultur? 
In Anlehnung an Daase in diesem Heft lassen sich Anhalts­
punkte dafür in mehreren Dimensionen nachzeichnen: Die 
Sachdimension (Problembereich der Sicherheitspolitik) wird 
zunehmend von spezifisch inter- und transnationalen Proble­
men wie grenzüberschreitende und kontinentalübergreifende 
Konfliktdynamiken, Pandemien (siehe Engert in diesem Band) 
oder humanitäre Katastrophen bestimmt. Folglich erweitert 
sich auch der geografische Geltungsbereich der Sicherheitspo­
litik (Raumdimension): von territorial-staatlicher hin zu regi­
onaler, internationaler und globaler Sicherheit. Bei der Frage 
nach dem Adressaten der Sicherheit (Referenzdimension) stellt 
Daase eine Entwicklung fest, in deren Zuge nicht mehr nur der 
Staat zum Referenzobjekt sicherheitspolitischer Maßnahmen 
wird, sondern zunehmend auch die Gesellschaft und das Indi­
viduum. Die Diskussion um die R2P (siehe unten) zeigt in die­
sem Zusammenhang, dass diese Adressaten zunehmend auch 
zum Subjekt einer globale Sicherheitspolitik wurden.

Wie erkenne ich eine globale Sicherheitskultur? Da das inter­
nationale System gerade durch eine fehlende Zentralgewalt, 
organisationale Diversitäten und Schwächen, deutliche Macht- 
und Interessenheterogenität und normative Spannungsfelder 
gekennzeichnet ist, sind die einzelnen Bedingungen der klas­
sischen, primär im nationalstaatlichen Kontext entwickelten 
Definition einer Sicherheitskultur in anderer Weise zu gewich­
ten und zu operationalisieren. Der Beitrag schlägt deshalb vor, 
in Anlehnung an kulturwissenschaftliche Forschungspro­
gramme (vgl. Reckwitz 2004) rhetorischen und symbolischen 

�	�������������������������������������������������������������������������         Reckwitz (2004: 5-12) unterscheidet zwischen vier Dimensionen des Kultur­
begriffs: Neben den hier verwendeten normativen und der bedeutungs- und 
wissensorientierten Dimension die Dimensionen der totalitätsorientierten 
Kultur (als Lebensform einzelner Kollektive) und der differenzierungstheore­
tischen Kultur (als Teilsystem, also Kunst, Bildung, etc.).

Akten ebenso wie zeitlich und räumlich fragmentierteren und 
reaktiveren Ausdrucksformen in der Bewertung eine größere 
Rolle zukommen zu lassen.

Dem normativen Kulturbegriff zufolge würde also eine globale 
Sicherheitskultur eine von möglichst allen Akteuren globaler 
Politik geteilte Moralvorstellung davon beschreiben, was glo­
bale Sicherheit heißt. Diese kann sich völkerrechtlich verfesti­
gen, kann aber auch lediglich einen genutzten appellfähigen 
Referenzrahmen (frame) für handelnde Akteure und Öffent­
lichkeiten darstellen. Gemäß dem bedeutungs- und wissens­
orientierten Kulturbegriff würde eine globale Sicherheitskultur 
einen prozeduralen wie sinnstiftenden Orientierungsrahmen 
für die Praktiken von Staaten und Institutionen bieten. Globale 
Sicherheitskultur ließe sich damit in internationalen, völker­
rechtlich bindenden Verträgen ebenso nachzeichnen wie völ­
kergewohnheitsrechtlich als eine dauerhafte und überzeugte si­
cherheitspolitische Staatenpraxis und Rechtsüberzeugung. Bei 
der Beurteilung der Staatenpraxis im internationalen Kontext 
sollten jedoch auch volatilere Formen berücksichtigt werden: 
Wiederholte Äußerungen innerhalb internationaler Gremien 
oder eine wiederholte Befassung internationaler Akteure und 
Gremien mit der jeweiligen Thematik lassen Gradationen oder 
Schritte hin zu einer globalen Sicherheitskultur vermuten. Es 
bleibt festzuhalten, dass in einer sicherheitskulturellen Per­
spektive sowohl völkerrechtliche als auch diskursive Aspekte 
Berücksichtigung finden und analytisch auch getrennt werden 
können. Im Folgenden soll nun anhand dieser konzeptionellen 
Vorüberlegungen der Entstehungsprozess sowie die Umset­
zungspraxis einer der größten Akzentverschiebungen in der 
globalen Politik untersucht werden: die Schutzverantwortung 
R2P.

3.	Geteilte Moralvorstellung? Der Entstehungs-
prozess der R2P

Der damalige Generalsekretär der Vereinten Nationen (VN) 
Kofi Annan rückte auf dem Millenniumsgipfel der VN im Jahr 
1999 die Auffassung ins Zentrum seiner Rede, dass angesichts 
des Scheiterns der internationalen Gemeinschaft in Ruanda 
und Srebrenica ein neues Verständnis von staatlicher Souve­
ränität – nicht mehr nur als Abwehrrecht, sondern auch als 
Verantwortungsübernahme – nötig sei. Unmittelbare Konse­
quenz dieser Rede war die mit kanadischer Unterstützung er­
folgte Einrichtung einer Kommission, die sich der schwierigen 
Ausbalancierung der bislang konfligierenden Normen der 
staatlichen Souveränität einerseits und der universellen Gül­
tigkeit von Menschenrechtsnormen, deren Missachtung eine 
internationale Intervention nötig machen könnte, andererseits 
widmen sollte: die International Commission on Intervention and 
State-Sovereignty, ICISS (vgl. ausführlich zur ICISS: Thakur 2011). 
Der ICISS-Bericht aus dem Jahr 2001 mit dem wegweisenden 
Titel „Responsibility to Protect“ legte die Basis für ein von An­
nan eingerichtetes High-Level Panel on Threats, Challenges, and 
Change, das Wegmarken für eine verbesserte internationale 
Sicherheitsarchitektur erarbeiten sollte. Diese Empfehlungen 
des High-Level Panels („A More Secure World“) fanden in abge­
schwächter Form in den vom VN-Generalsekretär auf dem 
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Weltgipfel im Jahr 2005 vorgelegten VN-Reformbericht „In 
Larger Freedom“ und – erneut verändert – in die dort schließ­
lich einstimmig� verabschiedete Resolution 60/1 der General­
versammlung Eingang. Eine Resolution der Generalversamm­
lung entfaltet jedoch nicht automatisch eine völkerrechtliche 
Bindungswirkung. Völkergewohnheitsrecht wird sie erst dann, 
wenn sie durch das subjektive Element der Rechtsüberzeugung 
(opinio iuris) und das objektive Element der Staatenpraxis (con-
suetudo) auf Dauer gestützt wird. Gleichwohl bietet der feier­
liche Rahmen ihrer Verabschiedung einen Anhaltspunkt für 
eine dementsprechende Rechtsüberzeugung der VN-Mitglied­
staaten; in jedem Fall hat das Ergebnisdokument des Millenni­
umsgipfels hinsichtlich der R2P juristisch die höchste Relevanz 
(von Arnauld 2009: 25).� Die Bekräftigung der Resolution der 
Generalversammlung durch die Sicherheitsratsresolution 1674 
zum Schutz der zivilen Bevölkerung im April 2006, an die wie­
derum in der Resolution 1706 erinnert wurde, war ein weiterer 
Meilenstein.

Der grundlegende Anspruch bei der Entwicklung der R2P war 
alles andere als bescheiden: Wie Gareth Evans, der sowohl der 
ICISS als auch dem High-Level Panel vorsaß, ausführt (Evans 
2007), bezieht sich dieser große Anspruch auf vier von Anfang 
an verfolgte Hauptziele: 1.) nicht von einem Interventionsrecht, 
sondern von einer Interventionsverantwortung zu sprechen 
(allerdings nur im Sinne einer Residualverantwortung: zuerst 
der Staat, dann die internationale Gemeinschaft); 2.) staatliche 
Souveränität nicht als Kontrollrecht, sondern ebenso als Pflicht 
und Verantwortung anzusehen; 3.) den Interventionsbegriffs 
dahingehend zu erweitern, dass mehrere Verantwortungsbe­
reiche zusammengeführt werden, die zuvor nur fragmentiert 
verregelt waren: die Verantwortung zur Prävention (prevent), 
die zum Wiederaufbau (rebuild) und die zur internationalen 
Reaktion – also nicht nur die oftmals einzig erwähnte responsi-
bility to react� und 4.) einen Kriterienkatalog herauszuarbeiten, 
der relativ klare Anhaltspunkte für die Legalität und Legitimität 
militärischer Interventionen bietet.� Diese vier Ansprüche hält 
Evans auf der konzeptionellen Ebene, selbst in der im Vergleich 
zum ICISS-Bericht deutlich abgeschwächten Resolution der Ge­
neralversammlung, für weitestgehend erfüllt. Er sieht damit die 
Basis für eine neue und umfassende globale Sicherheitsnorm 
gelegt (Evans 2007) – obwohl man schlussendlich die R2P den 
Partikularinteressen einzelner Staaten unterordnete, indem 

�	 Diese Einstimmigkeit soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass beispielsweise 
China, Russland sowie die G77 große Bedenken hatten sowie auch die „west­
liche Welt“ lange Zeit nicht einig über die Reichweite der R2P war – insbeson­
dere die USA waren zunächst skeptischer als die meisten europäischen Staaten 
(Fröhlich 2006: 177-182, Schaller 2008: 11-12). Verlage beobachtet allerdings 
Konvergenzbewegungen (Verlage 2009: 56-101).

�	 Verweist der Beitrag im Folgenden auf die R2P, so ist zuvorderst dieses Do­
kument der Generalversammlung gemeint. Die Berichte des ICISS, des High-
Level Panels und des Generalsekretärs werden nur zur Interpretation herange­
zogen. Zu den Unterschieden der einzelnen Dokumente siehe Welsh (2007: 
377-380).

�	��������������������������������������������������������������������������         Die Unterscheidung findet sich in allen Kerndokumenten wieder, allerdings 
buchstabiert sie der ICISS-Bericht am Deutlichsten aus. Ban Ki-moon spricht 
neuerdings in seinem Versuch der Operationalisierung des Konzepts von „drei 
Säulen“, die nicht an Phasen der Krisenbewältigung, sondern am Grad der 
internationalen Einmischung ausgerichtet sind (von Arnauld 2009: 20/21, 
siehe auch: Bellamy 2008, 2011).

�	��������������������������������������������������������������������������������             Im Wesentlichen sind dies a) ein gerechter Grund, b) die richtige Intention, c) 
Intervention als letztes Mittel, d) ein notwendiges Minimum der eingesetzten 
Mittel und e) die Anwendung geeigneter und angemessener Mittel (Brunnée/
Toope 2009, von Arnauld 2009).

man den Sicherheitsrat als das zentrale Entscheidungsorgan zur 
Anwendung der R2P in der Verantwortung beließ.

Völkergewohnheitsrechtlich ist also die R2P durchaus im Sinne 
einer geteilten Rechtsüberzeugung und in der Weiterentwick­
lung und Zusammenführung bereits bestehender Normen 
als eine Innovation mit globalem Anspruch zu bewerten.� So 
scheint sie der Ausdruck einer veränderten globalen Sicher­
heitskultur zu sein. Wie ausgeführt, ist jedoch die Dimension 
der Staatenpraxis nicht nur völkergewohnheitsrechtlich, son­
dern gerade unter sicherheitskulturellen Aspekten ebenso ent­
scheidend: Im Folgenden werden deshalb sowohl eine Fallgrup­
pe der Nicht-Intervention trotz zahlreicher Appelle an die R2P 
(Myanmar, Georgien, Zimbabwe, Kenia und Somalia) als auch 
ein Fall der tatsächlich erfolgten Intervention (Darfur) illustra­
tiv dargestellt – der Beitrag folgt damit der Logik einer Vollerhe­
bung (Interventionsdiskurse mit Rückgriff auf die R2P). Es wird 
untersucht, inwieweit die R2P den handelnden Akteuren (mit 
einem Schwerpunkt auf dem VN-Sicherheitsrat als zentralem 
Organ für die R2P, aber auch unter Einbezug einzelner außen­
politischer und zivilgesellschaftlicher Praktiken) einen Orien­
tierungsrahmen für die Einordnung internationaler Ereignisse 
bietet oder argumentativ aufgegriffen wird. Die Einbeziehung 
der Nicht-Interventionsfälle soll dem im konzeptionellen Teil 
erarbeiteten Umstand Rechnung tragen, dass auch diskursive 
Praktiken selbst bei einer nicht erfolgten völkerrechtlich bin­
denden Sicherheitsratsentscheidung Indizien für die Konstitu­
ierung einer globalen Sicherheitskultur sein können.

4.	Die R2P in der Staatenpraxis

4.1.	Darfur als Interventionsfall

Darfur wird oft als der erste Testfall für die R2P bezeichnet  
(Beardsley 2009): Zumeist wird dabei auf die Menschen­
rechtsverletzungen an einigen Stämmen in Darfur durch die 
sudanische Armee oder die Janjaweed-Milizen als deren Stell­
vertreter Bezug genommen. Es gibt sehr unterschiedliche Auf­
fassungen darüber, ob es sich hierbei tatsächlich um einen 
Genozid handelt (Markusen 2009, de Waal 2007b, Prunier 
2005). Für die Bewertung als Fall für die R2P dürfte dies aber 
unerheblich sein, da das Ausmaß der humanitären Tragödie 
unter dem Kriterienkatalog des Ergebnisdokuments zu subsu­
mieren ist (Sidahmed/Soderlund/Briggs 2010: 104, Evans 2009: 
11). Dies ist auch daran abzulesen, dass in allen wesentlichen, 
auf diese Konfliktregion bezugnehmenden Resolutionen des 
VN-Sicherheitsrats (namentlich 1706, 1755, 1769 und 1778) auf 
die R2P mit einem doppelten Verweis Bezug genommen wird: 
einerseits auf die schon erwähnte Resolution 60/1, andererseits 
auf die Schutzverantwortung Sudans gegenüber der eigenen 
Bevölkerung – die Residualverantwortung der internationalen 
Gemeinschaft wird hingegen nicht erwähnt, spielte aber im öf­
fentlichen Diskurs (siehe unten) durchaus eine Rolle. Damit ist 

�	 Dieser Interpretation einer zumindest konzeptionell neuen Qualität stimmen 
die meisten differenzierten Studien zu, auch wenn in fast allen Teilbereichen 
eine Konkretisierung eingefordert wird und inzwischen innerhalb der Verein­
ten Nationen aber auch innerhalb der Zivilgesellschaft (siehe Global Centre 
for the Responsibility to Protect) Anstrengungen in diese Richtung unternom­
men werden (von Arnauld 2009, Stahn 2004).
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die R2P zumindest in Teilen auch in der Praxis der internationa­
len Gemeinschaft angekommen, auch deshalb, weil mit diesen 
Resolutionen tatsächlich Interventionen in Form von Friedens­
missionen von VN/AU mandatiert wurden.� Dass diese daran 
scheiterten, die Bevölkerung in Darfur nachhaltig zu schützen, 
steht auf einem anderen Blatt (de Waal 2007a, Bellamy 2005). 
Wie Evans hervorhebt, lag dies zuvorderst daran, dass keine 
ausreichenden militärischen Kapazitäten zur Verfügung stan­
den, nicht am fehlenden politischen Willen zur Intervention 
oder an der Konzeption der R2P selbst (Evans 2007, siehe auch 
die Beiträge in: Black/Williams 2010).

Betrachtet man die Annahme der Resolution 1706 näher, so 
wird man feststellen, dass, obwohl speziell die argentinischen 
und ghanaischen Vertreter in ihren Reden explizit auf die R2P 
verwiesen, sich China, Russland und Katar trotzdem mit dem 
Verweis auf die fehlende Zustimmung Sudans zur Stationie­
rung von Blauhelmen enthielten (Gholiagha 2010: 6). Die 
westlichen Staaten ignorierten die humanitäre Katastrophe in 
Darfur lange Zeit, da sie – und dies gilt insbesondere für die 
USA – den wichtigen Verhandlungen um einen umfassenden 
Friedensvertrags zwischen dem Nord- und Südsudan den Vor­
rang gaben. Jedoch waren sie sich später in der Autorisierung 
der Darfur-Friedensmissionen einig, auch weil gerade in den 
USA eine breite Welle der öffentlichen Solidarisierung mit den 
Opfern in Darfur entstand und die Regierung zum Handeln 
aufgefordert wurde (Sidahmed/Soderlund/Briggs 2010: 102).

Analysiert man die öffentliche und mediale Aufmerksamkeit, 
die das Thema Darfur in den wichtigsten westlichen Staaten er­
halten hat, so wird man eine Übereinstimmung der Muster der 
Darfur-Berichterstattung zwischen den USA, Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland feststellen� (siehe Abbildung). 
Standardisiert kodiert wurden zu diesem Zweck mithilfe der 
Inhaltsanalyse-Software Atlas.ti alle Zeitungsartikel, die einen 
direkten Bezug zum Konfliktgeschehen in Darfur aufwiesen 
und den Begriff „Darfur...“ (oder „Darfour...“) mindestens als 
Wortanteil erwähnten (n=9169). Ausgewertet wurde Artikel 
für den Zeitraum zwischen Januar 2002 und Juni 2008 aus der 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (n=1537), der Süddeutsche 
Zeitung (n=1306), dem Guardian (n=1178), der Times London 
(n=712), der New York Times (n=1642), der Washington Post 
(n=1062), Le Monde (n=959) und Le Figaro (n=773).10 Eingang 
in die Abbildung zu den geopolitischen sowie moralischen 

�	�������������������������������������������������������������������������          Zwar ist zur Mandatierung einer Friedensmission die R2P nicht notwendig. 
Durch den öffentliche Diskurs im Vorfeld der Mandatierung und durch den 
expliziten Verweis auf die Schutzverantwortung des Sudan (siehe Resolution 
1706) lässt sich die Intervention in Darfur jedoch durchaus in den R2P-Kon­
text einbetten.

�	�������������������������������������������������������������������������          Leider konnten keine Daten über die mediale Aufmerksamkeit in nicht-west­
lichen Staaten Verwendung finden. Für den tatsächlichen Nachweis globaler 
Muster wäre dies notwendig, wiewohl mediale Aufmerksamkeit auch nur 
in Staaten mit pluralen Öffentlichkeiten und offenen Medienlandschaften 
Aussagekraft für sicherheitskulturelle Untersuchungen hat. Deshalb können 
die hier vorgestellten Ergebnisse auch nur eine Annährung sein. Zumindest 
werden die Positionen nicht-westlicher Staaten in allen hier vorgestellten 
Fallstudien wenn möglich berücksichtigt. Die Grundprinzipien der R2P re­
flektieren hingegen keinesfalls nur westliche Vorstellungen – man beachte 
nur die Zusammensetzung des High-Level Panels oder der ICISS. 

10	��������������������������������������������������������������������������         Diese Inhaltsanalyse bildet einen Ausschnitt aus einem größeren Datensatz 
zur medialen Aufmerksamkeit von Interventionsentscheidungen, der die Fäl­
le Kosovo und Südsudan einbezieht, eine Zeitreihenanalyse ermöglicht und 
damit auch das Argument der globalen Interdependenz/Synchronität der 
Medienberichterstattung nachprüft – der Datensatz ist aber derzeit noch in 
der Auswertung. Diese Inhaltsanalyse war Teil des Forschungsprojekts „Opfer 
der neuen Weltordnung“ im SFB 485 an der Universität Konstanz.

Konfliktfolgen, die gängigerweise als entscheidend für das In­
terventionsverhalten von Staaten angesehen werden (vgl. Ja­
kobsen 1996, Bahador 2007), fanden a) Konfliktfolgen für das 
intervenierende zivile oder militärische internationale Perso­
nal, sofern die Mitarbeiter umkamen oder schwer verwundet 
wurden („bodybag“); b) Konfliktfolgen für die regionale oder 
internationale Wirtschaftsentwicklung, die bspw. durch den 
erschwerten Zugang zu Rohstoffen, das Wegbrechen von Ab­
satzmärkten oder konfliktbedingte Währungsschwankungen 
erschwert wird („economic“); c) die grenzüberschreitende De­
stabilisierung der Sicherheitslage z.B. durch Flüchtlingsströme 
oder terroristische Aktivitäten („security“) sowie d) – und für 
die Bewertung der R2P-Anrufung wichtig – die Darstellung von 
Gräueltaten oder Gewaltakten („actrocities“).

(siehe Abb. auf nachfolgender Seite)

Es lässt sich zuvorderst feststellen, dass die Berichterstattung 
in den einzelnen Ländern recht ähnliche Verteilungsmuster 
aufweist und den Gräuel- und Gewalttaten des Konflikts einen 
hohen Stellenwert einräumt. Dies spricht dafür, dass der öffent­
liche Druck tatsächlich humanitär begründet war, die R2P mit­
hin auch gesellschaftlich einen sicherheitskulturell relevanten, 
globalen Bedeutungs- und Wissensrahmen geliefert haben 
könnte. Leichte Unterschiede gibt es lediglich im Umfang der 
gesamten Berichterstattung, was aber auch in der Größe der je­
weiligen Ausgaben begründet liegt – und in der New York Times 
unter anderem auch dem besonderen journalistischen Einsatz 
von Nicolas Kristof (Sidahmed/Soderlund/Briggs 2010). 

Es bleibt festzuhalten, dass die Staatenpraxis zumindest des 
Westens auf die R2P rekurrierte und auch der gesellschaftliche 
Druck in weiten Teilen von einem humanitären Impuls geprägt 
war. Die Muster der westlichen Staaten sind hier recht ähn­
lich. Dennoch schlug sich der hohe öffentliche Druck nicht 
in einem deutlichen und umfassenden R2P-Bezug in den Si­
cherheitsrats-Resolutionen nieder. Die Enthaltungen bei der 
Verabschiedung dieser Resolutionen durch Russland, China 
und Katar lassen sich zumindest nicht als völlige Negierung der 
R2P als globale Norm deuten. Der Fall Darfur sticht aber vor 
allem deshalb heraus, weil er ein Novum hinsichtlich der Be­
zugnahme des Sicherheitsrats auf die R2P in einem konkreten 
Fall darstellt. Im Folgenden schließt sich eine kurze Analyse der 
verschiedenen Fälle an, in denen nicht interveniert wurde, in 
deren Zusammenhang sich aber wesentliche Akteure auf die 
R2P berufen haben.

4.2	 Fallgruppe Nicht-Intervention

Bei den Nicht-Interventionsfällen sollen nun diskursive Prak­
tiken in den Blick genommen werden, um Indizien für die 
Konstituierung einer globalen Sicherheitskultur nachzuspüren, 
obwohl in diesen Fällen der Sicherheitsrat keine völkerrechtlich 
bindenden Beschlüsse gefasst hat.

Georgien und Myanmar stellen zwei Fälle dar, in denen ei­
nerseits von Russland und andererseits von Frankreich eine 
deutliche Erweiterung des Anwendungsbereichs der R2P ange­
stoßen wurde. Im Falle Myanmars wurde diese vor allem von 
französischer Seite in einer bewussten Überdehnung des von 
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der Generalversammlung verabschiedeten Kriterienkatalogs 
der R2P eingefordert, um internationale Hilfe angesichts grö­
ßerer humanitärer Katastrophen auch dann zu ermöglichen, 
wenn das betroffene Land diese Hilfe ablehnt: Myanmar wurde 
im Mai 2008 von einem schweren tropischen Sturm, „Nargis“, 
heimgesucht. Trotz der Unzugänglichkeit vieler Landesteile für 
die internationalen Beobachter wurde sehr schnell das große 
Ausmaß der humanitären Tragödie sichtbar. Bernard Kouch­
ner, der damalige französische Außenminister, erklärte ange­
sichts der Weigerung der Machthaber in Rangun, internatio­
nale Hilfe ins Land zu lassen, dass dies ein Fall für die R2P sei 
(Strauss 2009: 121, siehe auch Haacke 2009); die deutsche Ent­
wicklungshilfeministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul unter­
stützte diesen Standpunkt (Bünte 2009: 134),. Die französische 
Regierung drängte auf die Einschaltung des VN-Sicherheitsrats, 
war sich dabei aber durchaus bewusst, dass sich die Gegeben­
heiten in Myanmar nicht strikt in den Wortlaut der R2P (die 
Verhütung schwerster völkerrechtliche Verbrechen) einpassen 
lassen würden (Schaller 2008: 12). Sie verwies stattdessen auf 
den Geist der R2P, der gerade auch mit dem Wirken Kouchners 
auf dem Feld der humanitären Hilfe in den 1980er Jahren be­
gründet wurde (Gholiagha 2010). Trotzdem lehnten Russland 
und China diese Ausdehnung des Wirkungsbereichs der R2P 
mit Verweis auf das Prinzip staatlicher Souveränität ab (Bünte 
2009). Auch wenn es viele prominente kritische Stimmen gab, 
die davor warnten, sich bei den Folgen dieser Naturkatastrophe 
auf die R2P zu berufen (Strauss 2009: 121), zeigt die hitzige De­
batte darüber durchaus den Stellenwert, den die R2P als norma­
tiver Referenzrahmen inzwischen gewonnen hatte.

In Fall von Georgien bzw. im russisch-georgischen Konflikt um 
die Grenzregion Südossetien verwies zunächst Russland auf 
die Notwendigkeit, einen Völkermord Georgiens an den Süd­
osseten zu verhindern. Als die argumentative Linie des Völker­
mords nicht zu halten war, wurde mit einer interessanten Wen­
dung auf die R2P Bezug genommen: Russland sei verpflichtet, 
die eigenen Staatsbürger (in diesem Fall die russischstämmigen 
Südosseten) zu schützen (Luchterhandt 2008: 470f.). Evans 
wendete sich damals öffentlich gegen diese Deutung der R2P 
und betonte, dass es im Rahmen der R2P nicht um den Schutz 
der eigenen Staatsbürger in fremden Grenzen, sondern um den 
Schutz von Staatsbürgern in den eigenen Grenzen gehe (siehe 
auch Evans 2009: 11/12, zitiert in Gholiagha 2010).

Obwohl die Anrufung der R2P in den Fällen Georgiens und 
Myanmars nicht erfolgreich war, hatte sie trotzdem eine sta­
bilisierende Wirkung für diese neue Norm, da nun Staaten, die 
zuvor der R2P eher ablehnend gegenüberstanden, die Erweite­
rung der R2P mit Verweis auf ihre ursprünglich relativ scharf 
gezogenen Grenzen ablehnten und letztere damit öffentlich 
akzeptierten (Badescu/Weiss 2010). Für den sicherheitskultu­
rellen Aspekt ist interessant, dass die R2P schon recht tief in den 
internationalen Diskursen verwurzelt ist, ja sogar von Russland 
als argumentativ wirkmächtig gesehen wird. Die R2P hat für 
einige Öffentlichkeiten also schon den Status eines effektiven 
frames.

Die Wahlen in Kenia Ende 2007 führten zu Beginn des Folge­
jahres zu großen und gewaltsamen Unruhen. Der ehemalige 
VN-Generalsekretär Kofi Annan erklärte öffentlich, dass dieser 
Fall klar in den Wirkungsbereich der R2P falle (Annan 2008). 

Abb. 1: Darstellung der Konfliktauswirkungen in der Berichterstattung über Darfur
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Wie Strauss (1998: 117-120) ausführt, zwar wird in der Tat wie­
derholt öffentlich argumentativ auf die R2P in diesem Zusam­
menhang zurückgegriffen, jedoch verweigerten sich die VN 
und vor allem der Sicherheitsrat beharrlich, sich dieser Rhetorik 
offiziell anzuschließen. Interessant ist der Fall Kenias trotzdem, 
und zwar nicht weil die VN politisch intervenierten, sondern 
weil auf der Basis der R2P eine ad-hoc gegründete Nicht-Regie­
rungsorganisation, The Elders, unter dem Vorsitz von Annan 
und unter Billigung der VN und der AU (Strauss 1998: 118/120) 
einsprang. Eine militärische Option wurde nicht erwogen. Im 
Fall Somalias und der Zuspitzung des Konflikts im Jahr 2008 
wurde die R2P hingegen viel offensiver im New Yorker Haupt­
sitz der VN als eine ernsthafte Option diskutiert. Insbesondere 
der Gesandte des Generalsekretärs für Somalia (SRSG Ahmedou 
Ould-Abdallah) forderte öffentlich immer wieder eine Inter­
vention unter Bezugnahme auf die R2P, auch vor dem Sicher­
heitsrat. Die endgültige Resolution 1814 verweist zwar ähnlich 
wie im Fall Darfur auf die Resolution 1674 (Verantwortung zum 
Schutz der Zivilbevölkerung), was allerdings im Fall von Darfur 
weitergehend und hinsichtlich der Debatte um die R2P eine 
völkerrechtliche Sensation war, verkommt aber spätestens mit 
der Erwähnung in der Somalia-Resolution immer mehr zu ei­
ner Gewohnheitsübung, zu einem symbolischen Akt (vgl. auch 
Strauss 1998: 58) – zumal in Somalia nicht militärisch interve­
niert wurde.

Blickt man auf die Diskussion um die R2P im Falle von Sim-
babwe, so wird die Verschränkung der regionalen und konti­
nentalen Ebene mit der internationalen Politik als ein Grund 
für die Nicht-Anwendung der R2P deutlich. Spätestens im Jahr 
2008, mit den umstrittenen und wahrscheinlich manipulier­
ten Wahlen im März und Juni, rückten die politischen Span­
nungen und die andauernde humanitäre Katastrophe wieder in 
den Blick der internationalen Öffentlichkeit (Welz/Junk 2009: 
191-193). Insbesondere die britische Regierung, die seit Amts­
antritt der Regierung Blair eine zunehmend idealistische Au­
ßenpolitik durchsetzte (Hill 2005), musste schon zu Beginn der 
Spannungen in Simbabwe Anfang der 2000er Jahre feststellen, 
dass sie selbst als frühere Kolonialmacht (oder gerade wegen 
dieses Status) recht wenig bilateralen oder multilateralen (über 
den Commonwealth) Einfluss auf Simbabwe nehmen konnte 
(Taylor/William 2002). Trotzdem waren es primär die britische 
Regierung und die britische Öffentlichkeit, die eine militä­
rische Intervention im impliziten Verweis auf die R2P ins Auge 
fassten; und auch Evans betonte, dass die Umstände eine über 
die R2P begründete Intervention rechtfertigen würden (Evans 
2009: 12). Umgesetzt wurde diese aber nicht, unter anderem 
weil schon eine viel schwächere, gemeinsam mit Frankreich 
und den USA in den Sicherheitsrat eingebrachte Option, die le­
diglich Sanktionen vorschlug, am Veto Chinas und Russlands, 
die auf die inneren Angelegenheiten Simbabwes verwiesen, 
scheiterte. Schwerer wog jedoch legitimatorisch die Ablehnung 
durch das nicht-ständige Ratsmitglied Südafrika, das die regio­
nale Zuständigkeit der südafrikanischen Entwicklungsgemein­
schaft (SADC) und die andauernden Mediationsbemühungen 
betonte und eine internationale Einmischung ablehnte (Welz/
Junk 2009: 192). Dies ist umso bemerkenswerter, da sowohl die 
SADC als auch die AU die R2P zu einem Eckpfeiler ihrer Poli­
tik erklärt hatten und sich die SADC schon lange als eine mit 

militärischen Instrumenten ausgestattete Sicherheitsgemein­
schaft verstand (Ngoma 2003, Cilliers/Gumedze/Mbadlanyana 
2009).

Die Fälle der Nicht-Intervention zeigen deutlich, dass die R2P 
ein wichtiger Referenzpunkt sowohl für Gegner als auch für 
Befürworter weitergehender Maßnahmen im Einklang mit der 
R2P war. Von einem global anleitenden Handlungsrahmen 
kann aber nicht die Rede sein.

5.	Schlussfolgerungen

Dieser Beitrag widmete sich dem Begriff der „globalen Sicher­
heitskultur“ und entwickelte erste konzeptionelle Kriterien. 
Zusammenfassend sei hier darauf verwiesen, dass im globalen 
Kontext dem Prozesscharakter und mithin Abstufungen des 
Kulturbegriffs stärker Rechnung getragen werden sollte. Glo­
bal geteilte Moralvorstellungen und die Bereitstellung eines 
Handlungsrahmens für die Umsetzungspraxis sind zwei zentra­
le Analysedimensionen einer globalen Sicherheitskultur. Diese 
Konzeption korrespondiert zwar mit der völkergewohnheits­
rechtlichen Einordnung von Rechtsüberzeugung und Staaten­
praxis, ist jedoch offener und legt ein stärkeres Gewicht auf die 
diskursiven Praktiken verschiedener Akteure.

Beleuchtet wurden illustrativ die Entstehung und die Umset­
zungspraxis der R2P. Die R2P scheint sich danach zumindest 
schrittweise zu einem konstitutiven Element einer globalen Si­
cherheitskultur zu entwickeln. Zwar kann man im heterogenen 
Umfeld der internationalen Staaten- und Organisationswelt 
schwerlich von geteilten Moralvorstellungen sprechen, aber 
der Kreis derjenigen, die sich auf die R2P berufen, scheint sich 
stetig zu vergrößern. Dieser Beitrag ist daher optimistischer 
hinsichtlich der Qualität R2P-bezogener Praktiken als andere 
Arbeiten (Stahn 2004: 101, von Arnauld 2009: 39). Die R2P 
bietet demnach nicht nur einen prozeduralen Handlungsrah­
men, wie mit schweren Menschenrechtsverletzungen umzu­
gehen ist (auch wenn im Falle Myanmars diese Beschränkung 
auf schwere Menschenrechtsverletzungen nicht unumstritten 
ist). In einigen Fällen wird sie zudem als wirksame Rahmung 
für außenpolitisches Handeln angesehen (siehe Georgien und 
Russland), in anderen hingegen erscheint der R2P-Bezug als 
bloße rhetorische Gewohnheitsübung (siehe Somalia). Diese 
Aspekte, die durch die bislang dominierende völkergewohn­
heitsrechtliche Bewertung der Staatenpraxis als eher weniger 
relevant eingeordnet werden, sind aus sicherheitskultureller 
Sicht beachtenswert und zeigen eine zunehmende qualitative 
Aufwertung der R2P.

Durch die zentrale Rolle des UN-Sicherheitsrats bei der Durch­
setzung der R2P kann jedoch schwerlich von einer globalen 
Qualität gesprochen werden. Ein Meilenstein auf dem Weg zu 
einem neuen Verständnis globaler Sicherheitskultur ist die R2P 
aber in jedem Fall. Dies scheint sich nun auch im Falle der in­
ternationalen Intervention in Libyen zur Durchsetzung einer 
Flugverbotszone zum Schutz der Zivilbevölkerung zu bestäti­
gen. Auch wenn sich die aktuelle Lage in Libyen bei Manuskrip­
tabschluss noch nicht abschließend beurteilen lässt, so ist der 
Verweis auf die R2P in den beiden entscheidenden Sicherheits­
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ratsresolutionen 1970 und 1973 eindeutig: Ausdrücklich wird 
auf die Verantwortung der libyschen Autoritäten für den Schutz 
der libyschen Bevölkerung Bezug genommen und schlussend­
lich darüber auch das internationale Eingreifen legitimiert. Wie 
Hinsch (2011) betont, gewährleistet der Sicherheitsrat damit 
nicht mehr allein, wie ursprünglich in der Charta festgelegt, 
den internationalen Frieden und die internationale Sicherheit, 
sondern setzt sich davon losgelöst für den innerstaatlichen 
Menschenrechtsschutz ein. Wiewohl die R2P die Spannung 
zwischen staatlicher Souveränität (Nicht-Einmischung) und 
humanitär begründeter Intervention nicht aufzulösen ver­
mag, erfährt das Bild einer Welt souveräner Staaten doch wei­
tere Kratzer, die Rolle des Staates eine Veränderung und die Idee 
einer globalen Sicherheitskultur eine neue Relevanz.
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